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BUNDESARBEITSGERICHT 
 
 
8 AZR 546/09 
5 Sa 112/08 
Landesarbeitsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern 
 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
28. Oktober 2010 

URTEIL 
Förster, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 
 
 

In Sachen 

 

 Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger, 

 

 

 
pp. 

 

 

 
 beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land, 

 

 

 

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 28. Oktober 2010 durch den Vorsitzenden Richter am 

Bundesarbeitsgericht Hauck, die Richter am Bundesarbeitsgericht Böck und 

Breinlinger sowie die ehrenamtlichen Richter Burr und Avenarius für Recht 

erkannt: 
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Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Januar 
2009 - 5 Sa 112/08 - aufgehoben. 

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das Landesarbeits-
gericht zurückverwiesen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten um Schadensersatz- und Schmerzensgeld-

ansprüche, die der Kläger wegen „Mobbings“ geltend macht. 

Der Kläger war als Diplomjurist in der DDR seit 1976 Staatsanwalt. Seit 

1993 ist er beim beklagten Land angestellt und wird nach BAT VergGr. II a 

vergütet. Als stellvertretender Dezernatsleiter war er beim Landeskriminalamt 

mit der Auswertung der polizeilichen Kriminalstatistik in den Bereichen 

Kriminalitätsanalyse, Kriminalstrategie, Kriminalitätsprävention und Kriminal-

statistik befasst. Zudem hat sich der Kläger in der Kriminalforschung engagiert, 

auch im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben. 

Im Mai 2000 führte das beklagte Land ein System von Zielverein-

barungen für den Polizeibereich ein. Dies führte zu einem Konflikt zwischen 

dem Kläger und dem Direktor des Landeskriminalamtes W über die richtige 

Führung der Polizeistatistik, insbesondere über die Frage, ob die Zielverein-

barungen die Kriminalstatistik schädigen oder beeinflussen können oder dies 

schon getan haben. Der Kläger hat Zielvereinbarungen ua. wegen eines Ver-

stoßes gegen das Legalitätsprinzip für rechtswidrig gehalten. Seine Kritik 

veröffentlichte er im September 2000 in einer Fachzeitschrift, was zu weiteren 

Auseinandersetzungen auch mit anderen LKA-Mitarbeitern führte. 2002 wurde 

ein Antrag des Klägers auf Höhergruppierung abschlägig beschieden, was der 

Kläger erfolglos arbeitsgerichtlich überprüfen ließ. 
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Am 5. März 2004 erhielt der Kläger den Auftrag, eine vergleichende 

Stellungnahme zu einer aus Polen stammenden Kriminalstatistik abzugeben. 

Diese Stellungnahme legte der Kläger am 11. März 2004 vor. Der Leiter des 

Leitungsstabes im LKA M brachte auf der Ausarbeitung des Klägers den hand-

schriftlichen Vermerk an: 

         „1. (Thema verfehlt): Aufgabe war nicht der Vergleich 
Stettin-MV; 

 2. auch noch verspätet vorgelegt.“ 
 

Nachdem der Kläger wiederholt aus kriminalwissenschaftlichen Grün-

den die Mitarbeit an bestimmten Projekten abgelehnt hatte, wurde er im Jahr 

2004 von dem Kriminaldirektor W zu dem Eindruck angehört, er verhalte sich 

zunehmend destruktiv, sei nicht mehr gewillt, seine Aufgaben als Dezernent 

ordnungsgemäß wahrzunehmen und es sei zu überlegen, ob er noch geeignet 

sei, den ihm übertragenen Dienstposten auszufüllen. Der Kläger wies die 

Vorwürfe in der Sache zurück und kündigte an, sich gegen eine Fortsetzung 

solchen „Mobbings“ mit allen rechtlich zulässigen Mitteln zur Wehr zu setzen. 

Im Dezember 2004 wurde der Kläger wegen eines Verstoßes gegen seine 

Verschwiegenheits- und seine Wohlverhaltenspflicht abgemahnt. Die von ihm 

dagegen erhobene Klage wurde rechtskräftig abgewiesen. Schon seit dem 

Spätsommer 2004 war der Kläger zunehmend von Forschungsprojekten, die er 

bis dahin im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit mit verfolgte, aus-

geschlossen worden. 

Im Mai 2005 wurde der Kläger im unmittelbaren zeitlichen Zusammen-

hang mit einem kritischen Artikel des Magazins „Focus“ zu dem Zielverein-

barungssystem für die Polizei Mecklenburg-Vorpommerns zum 1. Juni 2005 an 

das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz abgeordnet und schließlich 

zum 1. Dezember 2005 dorthin dauerhaft versetzt, wobei ihm der höher be-

wertete Dienstposten eines Dezernatsleiters übertragen wurde. Ein gegen die 

Abordnung und Versetzung eingeleitetes arbeitsgerichtliches Verfahren wurde 

rechtskräftig zu Lasten des Klägers entschieden. 
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Nach Vorerkrankungen ist der Kläger seit dem 2. Januar 2007 durch-

gehend arbeitsunfähig erkrankt, seit dem 1. September 2008 erhält er 

- befristet - eine Erwerbsminderungsrente. Der Kläger hat die Auffassung 

vertreten, nur er habe innerhalb des LKA wie des Landesdienstes überhaupt die 

Fachkompetenz, darüber zu entscheiden, wie die Polizeistatistik zu führen sei. 

Die Führung des LKA wie auch das Innenministerium hätten diese seine Ent-

scheidungskompetenz missachtet und wegen seiner kritischen Haltung zu 

Zielvereinbarungen für den Polizeidienst beschlossen, ihn aus dem Dienst zu 

drängen. Dieser feindlichen Einstellung zu seiner Person sei seine Versetzung 

an das Amt für Brand- und Katastrophenschutz des Landes geschuldet, was 

sich schon aus dem zeitlichen Zusammenhang mit dem ebenfalls kritischen 

Focus-Artikel ergebe. 

Neben einem Schmerzensgeld begehrt der Kläger ua. auch Ersatz für 

Verdienstausfall für die Zeit seiner Erkrankung in rechnerisch nicht streitiger 

Höhe von 5.951,80 Euro. 

Der Kläger hat zuletzt beantragt, 

         1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn ein an-
gemessenes Schmerzensgeld, welches 35.000,00 
Euro nicht unterschreiten sollte, zuzüglich Zinsen in 
Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz seit Rechtshängigkeit zu zahlen; 

 2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn 5.951,80 Euro 
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen; 

 3. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, dem 
Kläger ab dem 1. Januar 2008 die Differenz zwi-
schen dem ihm von der Deutschen Angestellten 
Krankenkasse gezahlten Krankengeld und seinem 
monatlichen Nettoverdienst, welches er bis zum 
7. September 2006 von der Beklagten bzw. der 
Abrechnungsstelle der Beklagten erhalten hat, zu 
zahlen; 

 4. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, dem 
Kläger allen weiteren materiellen und immateriellen 
Schaden zu ersetzen hat, der ihm aufgrund des 
Mobbings der Beklagten bzw. des von der Beklagten 
gegenüber dem Kläger geduldeten Mobbings durch 
Angestellte und Mitarbeiter der Beklagten in der Zeit 
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von 1997 bis 2006 entstanden ist und entstehen 
wird, soweit der Anspruch nicht auf einen Sozialver-
sicherungsträger oder andere Dritte übergegangen 
ist. 

 
Das beklagte Land hat die Abweisung der Klage beantragt und die 

Mobbingvorwürfe des Klägers bestritten. Anfeindungen, Beleidigungen oder 

Ausgrenzungen des Klägers habe es nicht gegeben. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Landesarbeitsgericht 

hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der vom Senat zu-

gelassenen Revision verfolgt der Kläger sein Klageziel weiter. 

 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision führt zur Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurück-

verweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht, da es bei seiner Ent-

scheidung den Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 

GG) verletzt hat. 

A. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im Wesentlichen wie 

folgt begründet: Die Teilaufgabe „Kriminalforschung/Teilnahme an Forschungs-

projekten“ habe das beklagte Land dem Kläger in der achtmonatigen Schwebe-

phase zwischen dem gescheiterten Personalgespräch im Herbst 2004 und der 

Abordnung des Klägers zum 1. Juni 2005 entzogen, indem es dem Kläger die 

Teilnahme an drei in diesen Zeitraum fallenden Veranstaltungen/Projekten 

verweigert habe. Da es dafür an einer sachlichen Rechtfertigung fehle, müsse 

gefolgert werden, dass der Kläger wegen seiner fehlenden Eingliederungs-

bereitschaft in den Dienstbetrieb bestraft werden sollte, was ihn in seinem 

Persönlichkeitsrecht verletze und insoweit auf eine feindliche Einstellung der 

Hausspitze des LKA gegenüber dem Kläger schließen lasse. Es liege ein 

Missbrauch der Vorgesetztenstellung vor, durch den der Kläger in seinem 

sozialen Geltungsbereich empfindlich verletzt worden sei. Dagegen könne in 

den weiteren vom Kläger dargelegten Vorfällen keine Verletzung seines 
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Persönlichkeitsrechts gesehen werden, auch fehle es an den erforderlichen 

Indizien für die bewusste Schaffung eines feindlichen Umfeldes. 

Die handschriftlichen Vermerke M auf dem Bericht des Klägers vom 

11. März 2004 zur Vergleichbarkeit der polnischen und der deutschen Kriminal-

statistik hätten zwar einen deutlich personenbezogenen Schwerpunkt, da der 

Eindruck einer Beurteilung der persönlichen Leistung des Klägers vermittelt 

werde, die jedenfalls mit der sachlichen Bewertung des Berichts nichts mehr zu 

tun habe. Die Vermerke „Thema verfehlt“ und „auch noch verspätet vorgelegt“ 

hätten allenfalls in die Personalakte des Klägers gehört, nicht jedoch in die 

Sachakte, der sie zugeführt worden seien. Dort hätten auch solche Personen 

von den Vermerken Kenntnis nehmen können, denen ein Zugriff auf die Perso-

nalakte des Klägers verwehrt gewesen sei. Aus dem Erfahrungshorizont des 

Gerichts sei aber festzuhalten, dass es heute nicht ungewöhnlich sei, dass sich 

Vorgesetzte im Rahmen ihrer Vermerke auf Berichte von Untergebenen solche 

ins Persönliche gehende Bemerkungen erlaubten. Mit dem Vermerk komme 

daher keine Sonderbehandlung gegenüber dem Kläger zum Ausdruck. 

Bei der erforderlichen Gesamtbetrachtung zeige der lange Konfliktzeit-

raum von 2000 bis 2005, dass die Auseinandersetzungen nicht als auf einem 

einheitlichen Plan beruhend begriffen werden könnten. Darauf weise auch die 

Vielzahl der handelnden Personen hin, die, wenn auch nicht nachweisbar 

bewusst, ihren Beitrag zu dem Konflikt geleistet hätten. Die drei festzu-

stellenden Persönlichkeitsrechtsverletzungen seit Herbst 2004 müssten als so 

geringfügig eingeschätzt werden, dass sie die aufgetretenen ernsthaften 

gesundheitlichen Probleme des Klägers nicht ausgelöst haben könnten. Die 

Ursachen dürften zwar im Arbeitsumfeld des Klägers zu suchen sein, könnten 

aber nicht auf Handlungen der Dienststelle zurückgeführt werden. Der Kläger 

habe zu seiner Außenseiterposition in eigener Verantwortung beigetragen. Ihm 

sei auch mehrfach ärztlicherseits die Unfähigkeit zur Anpassung an die neue 

Arbeitssituation bescheinigt worden. Könne somit eine schuldhaft verursachte 

Schädigung der Gesundheit des Klägers durch das beklagte Land in der 

Gesamtschau nicht festgestellt werden, so brauche es für einen Schmerzens-

geldanspruch eine schwere, unmittelbare Verletzung des Persönlichkeitsrechts. 
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Zwar sei der Kläger ab 2004 daran gehindert worden, auch dienstlich an 

Projekten und Tagungen zur Kriminalforschung teilzunehmen. Dies stelle aber 

keine schwere Persönlichkeitsverletzung dar. 

B. Das landesarbeitsgerichtliche Urteil hält wegen eines Verstoßes gegen 

§ 139 ZPO, der den Kläger in seinem Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 103 

Abs. 1 GG) verletzt, einer revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand und ist 

aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO, § 72 Abs. 5 ArbGG). In der Sache selbst kann 

der Senat wegen fehlender tatsächlicher Feststellungen nicht entscheiden, 

weswegen die Sache an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen ist, § 563 

Abs. 3 ZPO. 

I. „Mobbing“ ist kein Rechtsbegriff und damit auch keine mit einer 

Rechtsnorm vergleichbare selbständige Anspruchsgrundlage für Ansprüche 

eines Arbeitnehmers gegen seinen Arbeitgeber oder gegen Vorgesetzte bzw. 

Arbeitskollegen. Macht ein Arbeitnehmer konkrete Ansprüche aufgrund von 

Mobbing geltend, muss jeweils geprüft werden, ob der in Anspruch Ge-

nommene in den vom Kläger genannten Einzelfällen arbeitsrechtliche Pflichten, 

ein absolutes Recht des Arbeitnehmers iSd. § 823 Abs. 1 BGB, ein Schutz-

gesetz iSd. § 823 Abs. 2 BGB verletzt oder eine sittenwidrige Schädigung iSd. 

§ 826 BGB begangen hat. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass es 

Fälle gibt, in welchen die einzelnen, vom Arbeitnehmer dargelegten Hand-

lungen oder Verhaltensweisen seiner Arbeitskollegen, Vorgesetzten oder 

seines Arbeitgebers für sich allein betrachtet noch keine Rechtsverletzungen 

darstellen, jedoch die Gesamtschau der einzelnen Handlungen oder Ver-

haltensweisen zu einer Vertrags- oder Rechtsgutsverletzung führt, weil deren 

Zusammenfassung aufgrund der ihnen zugrunde liegenden Systematik und 

Zielrichtung zu einer Beeinträchtigung eines geschützten Rechtes des Arbeit-

nehmers führt (BAG 25. Oktober 2007 - 8 AZR 593/06  - BAGE 124, 295 = AP 

BGB § 611 Mobbing Nr. 6 = EzA BGB 2002 § 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 7; 

16. Mai 2007 - 8 AZR 709/06 - BAGE 122, 304 = AP BGB § 611 Mobbing Nr. 5 

= EzA BGB 2002 § 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 6). Letzteres ist insbesondere 

dann der Fall, wenn unerwünschte Verhaltensweisen bezwecken oder be-
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wirken, dass die Würde des Arbeitnehmers verletzt und ein durch Ein-

schüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Be-

leidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. Dies entspricht der in 

§ 3 Abs. 3 AGG erfolgten Definition des Begriffes „Belästigung“, die eine Be-

nachteiligung iSd. § 1 AGG darstellt. Da ein Umfeld grundsätzlich nicht durch 

ein einmaliges, sondern durch ein fortdauerndes Verhalten geschaffen wird, 

sind alle Handlungen bzw. Verhaltensweisen, die dem systematischen Prozess 

der Schaffung eines bestimmten Umfeldes zuzuordnen sind, in die Betrachtung 

mit einzubeziehen. Demzufolge dürfen einzelne zurückliegende Hand-

lungen/Verhaltensweisen bei der Beurteilung nicht unberücksichtigt gelassen 

werden (BAG 25. Oktober 2007 - 8 AZR 593/06 - aaO; 24. April 2008 - 8 AZR 

347/07 - AP BGB § 611 Haftung des Arbeitgebers Nr. 42 = EzA BGB 2002 

§ 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 8). 

II. Das beklagte Land hat als Arbeitgeber gegenüber dem Kläger als 

Arbeitnehmer bestimmte Fürsorge- und Schutzpflichten wahrzunehmen. Nach 

§ 241 Abs. 2 BGB erwachsen jeder Vertragspartei aus einem Schuldverhältnis 

nicht nur Leistungs-, sondern auch Verhaltenspflichten zur Rücksichtnahme und 

zum Schutz der Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen Teils. Dies 

verbietet auch die Herabwürdigung und Missachtung eines Arbeitnehmers. 

Dieser hat daher Anspruch darauf, dass auf sein Wohl und seine berechtigten 

Interessen Rücksicht genommen wird, dass er vor Gesundheitsgefahren, auch 

psychischer Art, geschützt wird, und dass er keinem Verhalten ausgesetzt wird, 

das bezweckt oder bewirkt, dass seine Würde verletzt und ein von Ein-

schüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Be-

leidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. Der Arbeitgeber ist in 

diesem Zusammenhang insbesondere auch zum Schutz der Gesundheit und 

des Persönlichkeitsrechts des Arbeitnehmers verpflichtet (BAG 25. Oktober 

2007 - 8 AZR 593/06 - BAGE 124, 295 = AP BGB § 611 Mobbing Nr. 6 = EzA 

BGB 2002 § 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 7; 16. Mai 2007 - 8 AZR 709/06 -  

BAGE 122, 304 = AP BGB § 611 Mobbing Nr. 5 = EzA BGB 2002 § 611 

Persönlichkeitsrecht Nr. 6). 
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Das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist das Recht des Einzelnen auf 

Achtung und Entfaltung seiner Persönlichkeit. Zum Schutzbereich des all-

gemeinen Persönlichkeitsrechts gehört auch der sog. Ehrenschutz, der auf den 

Schutz gegen unwahre Behauptungen und gegen herabsetzende, ent-

würdigende Äußerungen und Verhaltensweisen und die Wahrung des sozialen 

Geltungsanspruchs gerichtet ist (ErfK/Schmidt 10. Aufl. Art. 2 GG Rn. 48, 84). 

Es umfasst damit auch den Anspruch auf Unterlassung der Herabwürdigung 

und Missachtung durch andere (BAG 16. Mai 2007 - 8 AZR 709/06 - 

BAGE 122, 304 = AP BGB § 611 Mobbing Nr. 5 = EzA BGB 2002 § 611 

Persönlichkeitsrecht Nr. 6). 

III. Die Frage, ob ein Gesamtverhalten als eine einheitliche Verletzung von 

Rechten des Arbeitnehmers zu qualifizieren ist und ob einzelne Handlungen 

oder Verhaltensweisen für sich genommen oder in der Gesamtschau einen 

rechtsverletzenden Charakter haben, unterliegt der revisionsrechtlich nur 

eingeschränkt überprüfbaren tatrichterlichen Würdigung. Ob Rechte des Arbeit-

nehmers verletzt worden sind, muss von den Tatsachengerichten aufgrund 

einer Güter- und Interessenabwägung unter sorgsamer Würdigung aller Um-

stände des Einzelfalles beurteilt werden. Diese Würdigung darf dem Be-

rufungsgericht nicht entzogen werden (BAG 16. Mai 2007 - 8 AZR 709/06 - 

BAGE 122, 304 = AP BGB § 611 Mobbing Nr. 5 = EzA BGB 2002 § 611 

Persönlichkeitsrecht Nr. 6). Daher kann das Revisionsgericht nur überprüfen, 

ob das Landesarbeitsgericht Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze 

verletzt, alle wesentlichen Umstände des Einzelfalles beachtet und hinreichend 

gewürdigt hat und ob es in die vorzunehmende Güter- und Interessenabwägung 

die wesentlichen Umstände des Einzelfalles in nachvollziehbarer Weise mit 

einbezogen hat, sowie ob das Urteil in sich widerspruchsfrei ist (BAG 

25. Oktober 2007 - 8 AZR 593/06 - BAGE 124, 295 = AP BGB § 611 Mobbing 

Nr. 6 = EzA BGB 2002 § 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 7; 16. Mai 2007 - 8 AZR 

709/06 - aaO). 

1. Die Feststellungen des Landesarbeitsgerichts, die Vorgesetzten des 

Klägers hätten beim Aufgabenbereich „Kriminalforschung“ das Persönlichkeits-
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recht des Klägers von Herbst 2004 bis zu seiner Abordnung am 1. Juni 2005 in 

drei Fällen verletzt, ihm für diesen Zeitraum in Ermangelung anderer Aufgaben 

diesen Tätigkeitsbereich komplett entzogen und ihre Vorgesetztenstellung 

missbraucht, um den Kläger wegen seiner fehlenden Eingliederungsbereitschaft 

in den Dienstbetrieb zu bestrafen, werden diesen Anforderungen gerecht und 

sind revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. 

2. Soweit das Landesarbeitsgericht festgestellt hat, dass das Persönlich-

keitsrecht des Klägers nicht durch die handschriftlichen Vermerke des Vor-

gesetzten M auf dem Bericht des Klägers vom 11. März 2004 zur Vergleichbar-

keit der polnischen und deutschen Kriminalstatistik verletzt worden ist, hat es 

den Anspruch des Klägers auf Gewährung rechtlichen Gehörs verletzt, indem 

es der Entscheidung seinen eigenen Erfahrungshorizont zugrunde gelegt hat, 

ohne diesen zuvor offen zu legen. 

a) Der Kläger hat eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör 

gerügt, da es das Landesarbeitsgericht unterlassen habe, ihm einen nach § 139 

Abs. 2 ZPO gebotenen Hinweis zu erteilen. Das Landesarbeitsgericht hätte 

darauf hinweisen müssen, dass es aufgrund eines eigenen Erfahrungshorizonts 

davon ausgehe, derartige Bemerkungen in einem Vermerk brächten keine 

Sonderbehandlung gegenüber dem Kläger zum Ausdruck und dass es aufgrund 

seines eigenen Erfahrungshorizonts auch nicht unüblich erscheine, dass sich 

Vorgesetzte im Rahmen ihrer Vermerke auf Berichten von Untergebenen derart 

ins Persönliche gehende Bemerkungen erlaubten. Auch hat der Kläger gerügt, 

dass der eigene Erfahrungshorizont vom Landesarbeitsgericht weder offen 

gelegt worden sei, noch dargelegt worden sei, aus welchen Erfahrungswerten 

dieser resultiere. 

Der Kläger hat ausgeführt, dass er im Falle der gebotenen Hinweise 

durch das Landesarbeitsgericht vorgebracht hätte, derartige Bemerkungen 

entsprächen gerade nicht der Üblichkeit. Hierzu wäre die Einholung eines 

Sachverständigengutachtens angeboten worden, aus dem sich ergeben hätte, 

dass es sich vielmehr um eine Sonderbehandlung des Klägers durch den 

Zeugen Mager handele. Das Landesarbeitsgericht wäre sodann zu dem Ergeb-
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nis gelangt, dass es sich gerade nicht um eine im Arbeitsleben übliche Konflikt-

situation gehandelt habe und es hätte das Vorhandensein einer schweren 

Persönlichkeitsrechtsverletzung angenommen. Diese schwere Persönlichkeits-

rechtsverletzung hätte in Verbindung mit den festgestellten Persönlichkeits-

rechtsverletzungen das Landesarbeitsgericht zu der Entscheidung gebracht, 

dass gegenüber dem Kläger tatsächlich Mobbinghandlungen ausgeführt 

worden seien und das Urteil wäre zu Gunsten des Klägers ausgefallen. 

b) Neben dem Parteivorbringen darf das Gericht bei seiner Entscheidung 

auch offenkundige Tatsachen iSv. § 291 ZPO verwerten. Offenkundig ist eine 

Tatsache dann, wenn sie zumindest am Gerichtsort der Allgemeinheit bekannt 

oder ohne besondere Fachkunde - auch durch Information aus allgemein 

zugänglichen zuverlässigen Quellen - wahrnehmbar ist. Offenkundig kann eine 

Tatsache auch dann sein, wenn der Richter sie aus seiner jetzigen oder frühe-

ren amtlichen Tätigkeit kennt („gerichtskundige Tatsachen“), allerdings nur 

dann, wenn die zur Entscheidung berufenen Richter sich nicht erst durch 

Vorlegung von Akten uä. informieren müssen. Keine Gerichtskundigkeit be-

gründet die Sachkunde, die das Gericht aus ähnlichen Verfahren gewonnen 

haben will (Zöller/Greger ZPO 28. Aufl. § 291 Rn. 1). 

Solche offenkundigen oder gerichtskundigen Tatsachen sind seitens 

des Gerichts in die mündliche Verhandlung einzuführen, um den in Art. 103 

Abs. 1 GG normierten Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs vor Gericht 

zu sichern. Nur solche Tatsachen, Beweisergebnisse und Äußerungen anderer 

dürfen zugrunde gelegt werden, zu denen die Streitbeteiligten Stellung nehmen 

konnten (BAG 11. September 1997 - 8 AZR 4/96 - BAGE 86, 278 = AP 

Einigungsvertrag § 38 Nr. 7 = EzA Einigungsvertrag Art. 20 Soziale Auswahl 

Nr. 5; BVerfG 14. April 1959 - 1 BvR 109/58 - BVerfGE 9, 261; 7. Oktober 1980 

- 2 BvR 1581/79 - BVerfGE 55, 95). 

c) Das Landesarbeitsgericht hat seinen „Erfahrungshorizont“ in der münd-

lichen Verhandlung nicht dargelegt und dem Kläger die Möglichkeit genommen, 

sich damit auseinanderzusetzen und ihn gegebenenfalls zu widerlegen. Dabei 

handelt es sich bei dem Umstand, derartige ins Persönliche gehende Be-
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merkungen auf Sachberichten seien in der Verwaltung des Landeskriminalamts 

üblich, weder um eine offenkundige noch um eine gerichtskundige Tatsache, 

unabhängig davon, dass sie in die mündliche Verhandlung hätte eingeführt 

werden müssen. Auf diesem Verfahrensfehler kann die Entscheidung des 

Landesarbeitsgerichts auch beruhen, da bei korrektem Verfahren das Be-

rufungsgericht möglicherweise anders entschieden hätte (BAG 6. Januar 2004 

- 9 AZR 680/02 - BAGE 109, 145 = AP ArbGG 1979 § 74 Nr. 11 = EzA ZPO 

2002 § 551 Nr. 1). 

d) Bei einer erneuten Prüfung dieser Frage wird das Landesarbeitsgericht 

zudem klarzustellen haben, ob es eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

des Klägers hier verneint oder bejaht. Im letzteren Fall könnte diese für die 

Gesamtbeurteilung nicht deswegen als unerheblich angesehen werden, weil sie 

womöglich, was sich nach weiterer Sachaufklärung herausstellen könnte, im 

Bereich des LKA des beklagten Landes „nicht ungewöhnlich“ ist. Auch übliche 

Persönlichkeitsverletzungen bleiben solche. 

e) Der Verstoß ist auch entscheidungserheblich. Da es dem Senat ver-

wehrt ist, die erforderlichen Feststellungen selbst zu treffen, erweist das Urteil 

sich nicht aus anderen Gründen als richtig, § 561 ZPO. Ob Rechte des Arbeit-

nehmers verletzt worden sind, muss stets von den Tatsachengerichten auf-

grund einer Güter- und Interessenabwägung unter sorgsamer Würdigung aller 

Umstände des Einzelfalles beurteilt werden, die dem Berufungsgericht nicht 

entzogen werden darf (BAG 16. Mai 2007 - 8 AZR 609/06 - BAGE 122, 304 

= AP BGB § 611 Mobbing Nr. 5 = EzA BGB 2002 § 611 Persönlichkeitsrecht 

Nr. 6). 

Zwar sind die übrigen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts hin-

sichtlich der vom Kläger bezeichneten Vorfälle revisionsrechtlich nicht zu 

beanstanden. Insbesondere sind nicht mit dem Thüringer Landesarbeitsgericht 

(10. April 2001 - 5 Sa 403/2000 - LAGE GG Art. 2 Persönlichkeitsrecht Nr. 2) 

Beweiserleichterungen für den Arbeitnehmer anzunehmen, weil es keine 

unwiderlegbare Vermutung für die Kausalität zwischen „mobbing-typischem“ 

medizinischen Befund und den behaupteten Mobbinghandlungen gibt. Vielmehr 
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werden mit der Annahme einer solchen „Konnexität“ Vermutungsfolge und 

Voraussetzungen des Vermutungstatbestands unzulässig vermengt (BAG 

16. Mai 2007 - 8 AZR 709/06 - BAGE 122, 304 = AP BGB § 611 Mobbing Nr. 5 

= EzA BGB 2002 § 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 6; Bennecke Mobbing 

Rn. 328). Das Landesarbeitsgericht ist auch von zutreffenden rechtlichen 

Grundlagen und Anspruchsvoraussetzungen ausgegangen und hat - aus-

gehend von drei persönlichkeitsrechtsverletzenden Handlungen - die Güter und 

Interessen unter Würdigung der maßgebenden Umstände sorgfältig ab-

gewogen. Sollte aber eine weitere Persönlichkeitsrechtsverletzung hinzutreten, 

bedürfte es einer neuerlichen gründlichen Auseinandersetzung mit der Frage, 

ob nunmehr eine schwere Persönlichkeitsverletzung anzuerkennen und damit 

ein Schmerzensgeldanspruch des Klägers gegeben ist. 

 Hauck  Böck  Breinlinger  

  Burr  F. Avenarius   

 


